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Abbildung 12 Beschäftigungswirkungen der Braunkohlesanierung 1991–2011

standorte des früheren Braunkohlenbergbaus einen 
wirksamen Beitrag zum Strukturwandel leisten und 
die Impulse auslösen können, die zur Schaffung 
neuer und nachhaltiger Arbeitsplätze nötig sind.

Effekte der laufenden 
Braunkohlesanierung
Die Braunkohlesanierung wirkt in mehrfacher 
Hinsicht auf Wirtschaft und Arbeitsmarkt der Re-
gionen. Einerseits ist zwischen den während der 
Durchführung und den im Ergebnis der Sanierung 
entstehenden Effekten zu unterscheiden. Erstere 
sind entsprechend der Laufzeit der einzelnen Sa-
nierungsmaßnahmen und der Dauer des Gesamt-
prozesses temporärer Natur und verändern sich in 
Abhängigkeit vom Umfang der eingesetzten finanzi-
ellen Mittel und vom inhaltlichen Wandel der Sanie-
rungsarbeiten. Letztere fußen auf den in Gestalt der 
Bergbaufolgelandschaften materialisierten Ergeb-
nissen der Sanierung und bilden die Grundlage für 
eine langfristige Entwicklung neuer Wirtschafts- und 
Beschäftigungsstrukturen. An deren tragfähiger und 
nachhaltiger Gestaltung ist schließlich der Erfolg der 
Braunkohlesanierung zu messen und zu bewerten.
Andererseits ist zwischen den in der Wirtschaftsfor-
schung üblichen direkten, indirekten und über das 

Arbeitseinkommen induzierten bzw. primären, se-
kundären und abgeleiteten Wirkungen zu differenzie-
ren. Bezogen auf die Braunkohlesanierung gehen die 
primären Beschäftigungswirkungen vom Projektträ-
ger der Sanierung und den Sanierungsunternehmen 
und die sekundären von den mit Nachaufträgen be-
trauten Unternehmen aus. Die abgeleiteten Beschäf-
tigungseffekte entstehen aus den Arbeitseinkommen 
der Beschäftigten oder der Akteure auf der primären 
bzw. sekundären Ebene.
Außerdem können die Wirkungen der Braunkohlesa-
nierung vor dem Hintergrund der unmittelbaren Auf-
wendungen der öffentlichen Haushalte des Bundes 
und der Länder zum einen und der damit geschaffe-
nen Grundlagen für darauf aufsetzende Investitionen 
der Länder, Regionen und Kommunen sowie vor al-
lem privatwirtschaftlicher Akteure zum anderen be-
wertet werden. Schließlich ist eine Unterscheidung 
der Effekte nach der grundsätzlichen Finanzierungs-
struktur, also nach §-2-, §-3- und §-4-Maßnahmen 
der Verwaltungsabkommen möglich.
Zur Quantifizierung der Beschäftigungswirkungen 
der laufenden Braunkohlesanierung wurden durch 
die Brandenburgische Technische Universität (BTU) 
Cottbus in den Jahren 1995 und 1998 im Auftrag 
des StuBA umfängliche Untersuchungen durch-

geführt. Dabei ging es in beiden Fällen um die Er-
mittlung der primären und sekundären, sowie beim 
zweiten Gutachten auch um die arbeitseinkommens-
induzierten Wirkungen der Sanierungsmaßnahmen 
auf den Arbeitsmarkt der Bergbauregionen. Danach 
sicherte die Braunkohlesanierung im Jahr 1995 die 
Arbeitsplätze von insgesamt rund 21.750 Beschäf-
tigten, wovon etwa 18.300 aus primären und 3.450 
aus sekundären Wirkungen entstanden. Allerdings 
entfiel nur knapp die Hälfte der Beschäftigungswir-
kungen auf die beiden Reviere.
Mit einem zweiten erweiterten Gutachten für das 
Jahr 1998 wurde die Sicherung von rund 12.800 
Beschäftigten, davon 9.600 aus primären, 1.700 
aus sekundären und 1.500 aus einkommensbeding-
ten Effekten durch die Braunkohlesanierung ermittelt. 
Somit hatte sich der Umfang der Beschäftigungswir-
kungen binnen dreier Jahre etwa halbiert, war aber 
dennoch außerordentlich beachtlich. Der größte Teil 
des Rückgangs entfiel auf die großen Sanierungsun-
ternehmen, die infolge des schrittweisen Übergangs 
von arbeitskräfteintensiven zu technologieorientier-
ten Maßnahmen fast 10.500 Arbeitskräfte weniger 
in der Braunkohlesanierung beschäftigten. An den 
im Jahr 1998 fast 11.300 über primäre und sekun-
däre Wirkungen gesicherten Beschäftigungsverhält-
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Abbildung 13 Anzahl und Struktur der §-4-Maßnahmen
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